
beispielsweise das spielerische Frech-Fri-
vole auf? Wo geht es ins Verletzende? Wo
ist die Grenze hin zur Demütigung über-
sch
geht, kann die Betrachtung von Kunst im
Museum Entscheidendes im Zusammen-
hangmit der „Me Too“-Debatte leisten.

Galerien die neue Herausforderung nicht
mehr scheinbar darin, inmöglichst kurzer
Zeit möglichst viele Bilder abzuschreiten
oderdenKünstlerundseinKunstverständ-
nis in denOlympzu loben. Eine–vielleicht
neue – Kultur des genauen Hinschauens,
Bewertens, Kritisierens und Einordnens
von Gesehenem in modernem Kontext ist
gefr
genauen Sehens und Hinterfragens nötig.
Das kostet Zeit und Hingabe. Also: An der
Kunst üben, was im Alltag selbstverständ-
lich sein soll.

Mögen alle Museumsbesucher, ob weib-
lich oder männlich, einen ebenso distan-
zierten, kühlen und reflektierenden Blick
auf die Darstellungen großer alter Meister
werfen, wie ihn Kia Vahland in „Nackt im
Museum“ aufzeigt! Mögen die Augen Lu-
kretias,dieAngstundOhnmachtsignalisie-
ren, dem einen oder anderen Betrachter
die Lust nach Macht und Unterwerfung
von schwächeren Mitgliedern der Gesell-
schaft, respektive Frauen undKinder, ver-
leiden! Möge eine zumindest partiell ver-
hüllteweiblicheGestalt einebessereGesin-

aber in einem ausgesprochen balancierten

Die Praxis der vergangenen Jahrzehnte
beruhteauf einemTableau, dasdiedamals
großen beiden Parteien CDU und SPD auf-
gestellt hatten. In diesem Tableau wurde
dasVorschlagsrecht für jedeeinzelneRich-
terstelle einer der beiden Seiten zugeord-
net. Die andere Seite konnte aber wider-
sprechen, unddiesgeschah inderPraxis in
Ausnahmefällen, wenn der anderen Seite
der Vorschlag zu einseitig erschien. Nach
diesem System war also das Vorschlags-
rechtverteiltundfestvergeben,derWider-
spruch war abermöglich, und dies war ein
balancierendes Moment. In diesem Sys-
tem waren die kleinen Parteien offiziell
nicht berücksichtigt, in der Praxis wurde
zuerst der FDP, dann den Grünen von ih-
rem jeweiligen Koalitionspartner ein Vor-
schlagsrecht überlassen – und dies ist nun
für die Partei derGrünen der Stein des An-
stoßes, siemöchte ein eigenes Vorschlags-

längst nicht mehr die eindeutig große
Mehrheit im Parlament. Die Parteienland-
schaft ist vielfältiger geworden. Daraus

einen Anpassungsbedarf ablei-
ten und einen Auftrag für die Parteien für
eine begrenzte Modifikation der bisheri-

Eilverfahren nach Vorbildern in anderen
Ländern gesucht werden – eine intensive

rechtsvergleichende Forschung hat ge-
zeigt, dass es keinen Königsweg gibt, alle
Modelle weisen auch Nachteile auf.

Gefordert ist eine sorgfältige begrenzte
Anpassung.AberÄnderungensindnurver-
tretbar, wenn sie wieder zu einem abge-
stimmten, auf Dauer angelegten System
kommenwürden.

Das Schlimmste, was jetzt geschehen
könnte, wäre, wenn um die Besetzung je-
der neuen Richterstelle ein politischer
Kampf entbrennen und Ad-hoc-Entschei-
dungengetroffenwürden.Wichtig ist auch
die Einhaltung der richtigen Reihenfolge,
undsie fordert, dass zunächstüberdieNot-
wendigkeit einer Anpassung beraten und
entschieden wird und erst dann die erste
Wahl unter Abweichung vom bisherigen
Verfahren vorgenommen wird.
 Prof. Rainer Wahl, Freiburg

Der böse Schein bleibt

Wolfgang Janisch berichtet über die Sorge
Karlsruhes, durchWahleinesvondenGrü-
nen bestimmten Richters werde im Ersten
Senat eine „rot-grüne Mehrheit etabliert“,
die „überparteiliche Neutralität des Ge-
richts aufs Spiel“ gesetzt und das öffent-

liche Vertrauen in das Gericht gefährdet.
Gewiss, die Zweidrittelmehrheit, mit der
die Richter gewählt werden, soll verhin-
dern, dass vornehmlich die „rote“ oder die
„schwarze“SeitezumZugekommt,undpo-
litische Ausgewogenheit herstellen.Wenig
beachtet bleibt aber, dass das nur hilft,
wennsichdieetabliertenParteienKonkur-
renzmachen. Dagegen liegt krasseUnaus-
gewogenheit vor, wenn es um solche The-
mengeht, bei denendie etabliertenPartei-
en amselbenStrang ziehen. So,wennPoli-
tiker aller Lager vonderRegelungprofitie-
ren, wie bei der staatlichen Finanzierung
von Parteien, Fraktionen, Stiftungen und
Abgeordneten. Dannhabenwir eine ähnli-
che Situation, wie wenn bei Bundesliga-
spielen eine Mannschaft den Schiedsrich-
ter immer bestimmen dürfte.

Zwar mögen die Richter „dazu neigen,
unabhängigzuurteilen“,undsichgelegent-
lich„vondenVorstellungenderRichterma-
cher entfernen“, wie Janisch schreibt.
Doch der böse Schein bleibt. Besonders
dann, wenn parteilich besonders gepräg-
ten Richtern auch noch die Schlüsselstel-
lungdesBerichterstatters inSachenPartei-
enfinanzierungüberlassenwird.Einenak-
tuellen Fall stellt der Richter Peter Müller

im Zweiten Senat dar. Er bereitete als Be-
richterstatter die beschwichtigenden Be-
schlüssedes Zweiten Senats über verdeck-
te ParteienfinanzierungdurchFraktionen,
Stiftungen und Abgeordnetenmitarbeiter
von2015 und 2017 vor, war allerdings nach
normalen Maßstäben befangen. Denn er
hattealsMinisterpräsident des Saarlandes
selbstwiederholt verdeckteParteienfinan-
zierung betrieben. Seine Regierung und
seineFraktionwarendeshalbvomLandes-
verfassungsgericht verurteilt und vom
Landesrechnungshof gerügt worden.

Gleichwohl hielt Müller sich für unbe-
fangen, und das wurde auch von seinen
Kollegenabgenickt.DenndieVerfassungs-
richter legen Befangenheit in eigener Sa-
che besonders lax aus – nach der Devise,
dass nicht sein kann, was nicht sein darf.
Zur Sicherung des öffentlichen Vertrauens
sollte dasGericht die in eigenerSacheallzu
großzügig ausgelegten Befangenheitsvor-
schriften neu interpretieren und bei der
Verteilung der Ressorts nicht den Bock
zum Gärtner machen. Zugleich sollten die
Parteien, wie Janisch anregt, „gute Rich-
ter“ nach Karlsruhe schicken, also keine
ausgesprochenen Parteileute.
 Prof. Hans Herbert von Arnim, Speyer

Wer darf diesen Hut tragen? Darüber wird unter den Parteien derzeit gestritten. Im Bild Mitglieder des Zweiten Senats
des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe.  FOTO: DPASüddeutsche Zeitung vom 23.2.2018


